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„Die weite Verbreitung von Kultur und die Erziehung zu Gerechtigkeit, Freiheit und 
Frieden sind für die Würde des Menschen unerlässlich und für alle Völker eine höchste 
Verpflichtung“1.  
Dieses Zitat aus der Präambel der Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO) macht den Zusammenhang zwischen der 
Förderung von Kultur, Bildung und Wissenschaft und den Menschenrechten deutlich und 
betont deren Bedeutung für die Wahrung des Friedens.  
Die Arbeit der UNESCO wird selten mit Aktivitäten zum Schutz der Menschenrechte in 
Verbindung gebracht. Tatsächlich setzt sich die Organisation jedoch bereits seit ihrer 
Gründung in diesem Bereich ein und war beispielsweise an der Ausarbeitung der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte aktiv beteiligt.2 Zudem hat die UNESCO eine 
eigene Strategie zum Schutz der Menschenrechte entwickelt und Monitoring-Verfahren zur 
Überprüfung ihrer Einhaltung etabliert.  
Ziel dieser Arbeit soll es deshalb sein, durch die Beschreibung und Bewertung der 
menschenrechtlichen Verpflichtungen und Aktivitäten der UNESCO, den Zusammenhang 
zwischen Bildung, Wissenschaft und Kultur und den Menschenrechten aufzuzeigen und 
damit die Bedeutung der menschenrechtlichen Arbeit der UNESCO zu verdeutlichen.  
Dafür wird im Folgenden zunächst beschrieben, welche Verantwortlichkeit die UNESCO für 
den Schutz der Menschenrechte besitzt und woraus sich diese ableitet. Darauf aufbauend 
wird unter Punkt 3 auf die von der UNESCO entwickelte Strategie zum Schutz der 
Menschenrechte eingegangen, diese vorgestellt und analysiert. Im nächsten Schritt wird 
untersucht, wie die Strategie umgesetzt worden ist und einige menschenrechtliche 
Aktivitäten der UNESCO beispielhaft beschrieben. Der Schwerpunkt der vorliegenden Arbeit 
liegt in der Beschreibung und Analyse der beiden Monitoring-Verfahren der UNESCO, im 
Rahmen derer die Umsetzung von Normen und Standards in den Mitgliedstaaten überprüft 
(Staatenberichtsverfahren) sowie Beschwerden von Einzelpersonen behandelt 
(Individualbeschwerdeverfahren) werden. Im Punkt 5 wird deren Entstehung, ihr Ablauf 
sowie Probleme, Besonderheiten und Reformvorschläge genauer betrachtet.  
Im letzten Teil der Arbeit wird eine abschließende Übersicht und Einschätzung der 
gewonnenen Erkenntnisse gegeben.  
 
  
                                               
1 Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur  v. 16.11.1945, 
Präambel, BGBl. 1971 II S. 471-487, 1978 II S. 987-989, 1979 II S. 419, 1983 II S. 475. 




2. DIE UNESCO UND IHRE VERANTWORTLICHKEIT FÜR DEN 
SCHUTZ DER MENSCHENRECHTE 
 
Bereits Art. 1 III der Charta der Vereinten Nationen (UN-Charta) betont die Bedeutung der 
„Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten“3. Und auch die Verfassung der 
UNESCO selbst beinhaltet als eines der Ziele der Organisation die Stärkung der Achtung vor 
den Menschenrechten.4 Diese Verantwortung für den Schutz der Menschenrechte bekräftigt 
die UNESCO selbst regelmäßig in ihren sog. Mittelfristigen Strategien, in welchen die 
jeweiligen Programme und Projekte der Organisation formuliert werden.5 Beispielsweise 
betont die UNESCO in ihrer Mittelfristigen Strategie für 2002 – 2007:  
„Tatsächlich hat die UNESCO heute mehr denn je die Aufgabe zur Einheit der 
Menschheit beizutragen, in dem sie [...] die Achtung der Menschenrechte verteidigt“6.  
In der Mittelfristigen Strategie für 2008 – 2013 wurde erneut bekräftigt, dass  
„UNESCO’s actions continue to be guided and shaped by a set of commonly shared 
values that include [...] respect for human rights”7.  
Neben der Bekräftigung einer allgemeinen Verantwortlichkeit für den Schutz der 
Menschenrechte in der Verfassung und den Mittelfristigen Strategien hat die UNESCO eine 
zusätzliche Strategie erarbeitet, in der konkrete Ziele und Maßnahmen beschrieben werden, 
wie ihre menschenrechtlichen Verpflichtungen zu erfüllen sind. Diese wird unter dem 
nächsten Punkt der vorliegenden Arbeit genauer vorgestellt.  
Festzuhalten bleibt, dass die UNESCO sich in unterschiedlichen Dokumenten dem Schutz 
der Menschenrechte verpflichtet hat. Auch wenn dies sonderbar erscheint für eine 
Internationale Organisation, deren Tätigkeitsbereich Bildung, Wissenschaft, Kultur und 
Information umfasst, so spielen Menschenrechte für die Arbeit der UNESCO eine 
bedeutende Rolle. Ausgehend von den Rechten der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte, soll im Folgenden aufgezeigt werden, dass die Menschenrechte in jedem 
Tätigkeitsbereich der UNESCO Wirkung entfalten. 
Im Bereich Bildung setzt sich die UNESCO auf Grundlage des Artikels 26 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte8 u.a. für eine weltweite Grundschulbildung für alle Kinder ein. 
Das Übereinkommen gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen, das 1960 von der 
UNESCO erlassen wurde, konkretisiert das Menschenrecht auf Bildung und betont die 
Bedeutung des gleichberechtigten Zugangs zu Bildung.9  
Im Bereich der Wissenschaft wirkt insbesondere das Recht auf Teilhabe am 
wissenschaftlichen Fortschritt, das in Art. 27 AEMR verankert ist. Dieses wurde durch die 
UNESCO beispielsweise in der Allgemeinen Erklärung über Bioethik und Menschenrechte 
                                               
3 Charta der Vereinten Nationen v. 26.06.1945, Art. 1 III, BGBL 1974 II S. 1397. 
4 Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur  v. 16.11.1945, Art. 1, 
a.a.O. (Fn. 1). 
5 Hüfner, in: Hüfner/Reuther, UNESCO-Handbuch, 2005, S. 19 (43). 
6 UNESCO, Mittelfristige Strategie 2002-2007 (31 C/4), 2003, S. 1. 
7 UNESCO, Medium-Term Strategy 2008-2013 (34 C/4), 2008, S. 7. 
8 „Jeder hat das Recht auf Bildung, Die Bildung ist unentgeltlich, zum Mindesten der Grundschulunterricht und die 
grundlegende Bildung. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch. [...]“, United Nations/General Assembly, 
Resolution A/RES 217 (III) A v. 10.12.1948 (Allgemeine Erklärung der Menschenrechte), Art. 26.  
9 UNESCO/General Conference, Convention against discrimination in education v. 14.12.1960. 
 
3 
von 2005 ausdifferenziert. Dort ist als eines der Ziele die Förderung des gleichberechtigten 
Zugangs zu medizinischen, wissenschaftlichen und technischen Entwicklungen festgelegt.10 
Auch das Recht, frei am kulturellen Leben der Gemeinschaft teilzunehmen11 ist für die 
UNESCO von Bedeutung. So hat die UNESCO in ihrem Tätigkeitsfeld Kultur beispielsweise 
im Jahr 1976 die Empfehlung über die Teilnahme und Mitwirkung aller 
Bevölkerungsschichten am kulturellen Leben beschlossen, die diesem Recht weitere 
Geltung verschaffen soll.  
Das Recht auf Information und das Recht auf Meinungsfreiheit (beide festgeschrieben in 
Art. 19 AEMR) spielen im Bereich Kommunikation eine Rolle. Die Empfehlung zur Förderung 
und Nutzung der Mehrsprachigkeit und zum allgemeinen Zugang zum Cyberspace von 2003 
befasst sich beispielsweise mit dem Zugang zum Internet für alle Menschen. 
Unabhängig von den einzelnen Tätigkeitsfeldern der UNESCO sind noch weitere 
Menschenrechte für die Arbeit der UNESCO von Bedeutung, weil sie in direktem 
Zusammenhang mit den eben genannten stehen. Dies sind beispielsweise das Recht auf 
Gedankens- und Gewissensfreiheit (Art. 18 AEMR), das Recht auf Schutz der geistigen und 
materiellen Interessen aufgrund von Urheberschaft (Art. 27 II AEMR) oder das Recht, sich 
friedlich zu versammeln (Art. 20 AEMR).12 
Bei ihrer menschenrechtlichen Arbeit stützt sich die Organisation jedoch nicht nur auf die 
Allgemeine Erklärung der Menscherechte, sondern auch auf andere internationale 
Menschenrechtsdokumente, insbesondere den Internationalen Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte13 (1966) und den Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte14 (1966).15  
Zusammenfassend ist die UNESCO also verantwortlich für den Schutz der Menschenrechte 
in ihrem Tätigkeitsbereich. Dies ist u.a. in ihrer Verfassung und in der 2003 verabschiedeten 
Strategie zum Schutz der Menschenrechte festgelegt.  
 
  
                                               
10 UNESCO/Generalkonferenz, Allgemeine Erklärung über Bioethik und Menschenrechte v. 19.10.2005, Art. 2f.  
11 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 8), Art. 27 I. 
12 für eine ausführliche Betrachtung korrelativer Rechte, s. Eide, in: Donders/Volodin (Hrsg), Human Rights in 
Education, Science and Culture, 2007, S. 31ff. (51). 
13 Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte v. 19.12.1966, BGBl. 1973 II S. 1533-1555. 
14 Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte v. 19.12.1966, BGBl. 1973 II S. 1569-1582. 
15 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, 2008, S. 20. 
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3. DIE UNESCO-STRATEGIE ZUM SCHUTZ DER MENSCHEN-
RECHTE 
 
3.1 Entstehung der UNESCO-Strategie zum Schutz der Menschenrechte und ihre 
rechtliche Einordnung 
 
Die UNESCO hat neben der Bekräftigung einer allgemeinen menschenrechtlichen 
Verantwortlichkeit in der Verfassung und den Mittelfristigen Strategien eine zusätzliche 
Strategie zum Schutz der Menschenrechte entwickelt und damit ihre menschenrechtliche 
Verantwortung bestätigt.16 Das Dokument 32 C/57 wurde im September 2003 vom 
Generaldirektor der UNESCO in der Generalkonferenz vorgestellt.17 Die Strategie basiert auf 
einem Dokument des Exekutivrates (165 EX/10), das Empfehlungen für eine umfassende 
Strategie zum Schutz der Menschenrechte gibt.18 Anstoß für die Entwicklung einer solchen 
Strategie gab der Bericht des UN-Generalsekretärs zur Reform der Vereinten Nationen aus 
dem Jahr 2007.19 Dieser betonte, dass der Schutz der Menschenrechte ausgebaut werden 
müsse und in alle Tätigkeiten der Vereinten Nationen Einzug finden soll.20 Ein weiterer 
Ausgangspunkt war die Millenniumserklärung von 2000, in der noch einmal die Bedeutung 
der Menschenrechte für die Arbeit der Vereinten Nationen betont wird.21  
Die vom Generaldirektor vorgeschlagene Strategie zum Schutz der Menschenrechte durch 
die UNESCO ist das Ergebnis von intensiven Diskussionen, u.a. mit den Mitgliedstaaten, mit 
Menschenrechtsinstitutionen, NGOs und insbesondere dem Büro des Hohen Kommissars 
der Vereinten Nationen für Menschenrechte.22 Sie wurde von der Generalkonferenz im 
Oktober 2003 durch die Resolution 32 C/Res. 27 angenommen.23 Damit besitzt die Strategie 
rein interne Bedeutung innerhalb der UNESCO und wirkt rechtlich nicht nach außen. Die 
Organe der Organisation sind jedoch an die Inhalte gebunden.24 
 
3.2 Inhalt der UNESCO-Strategie zum Schutz der Menschenrechte 
 
Die UNESCO-Strategie zum Schutz der Menschenrechte betont in ihrem einleitenden 
Abschnitt die Verantwortlichkeit der Organisation für den Schutz der Menschenrechte und 
beschreibt wichtige menschenrechtliche Tätigkeiten der UNESCO, wie beispielsweise die 
Mitarbeit bei der Ausarbeitung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte.25 Zudem 
wird die Entstehung der Strategie näher erläutert.26 Neben dieser allgemeinen Betonung der 
Bedeutung der Menschenrechte für die Arbeit der UNESCO beinhaltet die Strategie 
                                               
16 Sané, in: Donders/Volodin (Hrsg.), Human Rights in Education, Science and Culture, 2007, S. 3 (10). 
17 UNESCO/General Conference, Draft UNESCO Strategy on Human Rights (32C/57), 22. September 2003. 
18 UNESCO/Executive Board, Elements of an overall UNESCO strategy on human rights (165 EX/10),  20. 
September 2002. 
19 UNESCO/General Conference, 32C/57, a.a.O. (Fn. 2), S. 1. 
20 “a major task for the future will be to enhance the human rights programme and integrate it into the broad range 
of the Organization’s activities”, UN/Generalversammlung, Erneuerung der Vereinten Nationen: Ein 
Reformprogramm – Bericht des Generalsekretärs (A51/950), §79. 
21 UN/Generalversammlung, Resolution 55/2 – Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen, 2000. 
22 Sané, a.a.O. (Fn. 16), S. 3. 
23 UNESCO/General conference, Records of the General Conference, 32nd session, Volume I: Resolutions, Oktober 
2003, S. 48. 
24 Winkler,  NVwZ – Extra 12/2009, S. 3 (6).  
25 UNESCO/General Conference, 32C/57, a.a.O. (Fn. 2), S. 1ff. 
26 UNESCO/General Conference, 32C/57, ebda., S. 1f., §§6-9. 
 
5 
Aussagen zu fünf Arbeitsbereichen der UNESCO. Die Prioritäten der menschenrechtlichen 
Arbeit der UNESCO sind damit Human Rights Mainstreaming, die Förderung von Forschung 
und Wissensweitergabe, Menschenrechtsbildung, die Stärkung von Partnerschaften und das 
Standard-Setting und Monitoring.27 In dem Strategiepapier werden zu jedem der Bereiche 
die zu erreichenden Ziele sowie mögliche Mittel und erwartete Ergebnisse aufgelistet. Im 
Folgenden soll ein Überblick dieser Inhalte anhand der einzelnen Bereiche gegeben werden. 
 
a) Human Rights Mainstreaming28 
 
Ziel des Human Rights Mainstreaming ist die Einbeziehung von Menschenrechten in alle 
Aktivitäten der UNESCO. Dies bedeutet, dass menschenrechtliche Prinzipien und Standards 
Grundlage aller Tätigkeiten der Organisation sein sollen, sowie durch Programme und 
Politiken deren Realisation vorangetrieben werden soll. Die UNESCO möchte deswegen u.a. 
die interne Koordination von menschenrechtlichen Aktivitäten ausbauen und das 
Bewusstsein ihrer Mitarbeiter für menschenrechtliche Probleme verbessern.  
Diese Ziele sollen u.a. durch Mitarbeitscherschulungen und regelmäßigen Austausch 
zwischen den Sektoren bezüglich gemeinsamer menschenrechtlicher Projekte erreicht 
werden. Zudem soll ein ständiger Informationsaustausch mit anderen UN-Organen 
stattfinden, um die Rolle der UNESCO im Bereich des Menschenrechtschutzes zu 
verdeutlichen.  
 
b) Förderung von Forschung und Wissensweitergabe29 
 
Im Bereich der Förderung von Forschung und Wissensweitergabe wird als Ziel die 
Identifizierung und Analyse von Hindernissen bei der vollständigen Umsetzung der 
Menschenrechte im Tätigkeitsfeld der UNESCO festgelegt. Die geistige 
Auseinandersetzung mit dem Thema identifiziert die Organisation als wichtige Aufgabe. Um 
die Ziele zu erreichen, wird Forschung zum Thema Menschenrechte, zu deren Inhalten und 
Verpflichtungen und zu ihrer Justiziabilität durchgeführt bzw. durch Vergabe von Stipendien 
gefördert. Die Ergebnisse solcher Forschungen sollen veröffentlicht und durch 
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, anderen Organisationen, nationalen 
Menschenrechtsinstituten und Forschungszentren allgemein bekannt gemacht werden, um 
so die Zivilgesellschaft über Menschenrechte zu informieren und für die Thematik zu 
sensibilisieren. Letztendlich soll dadurch die Politik und Normsetzung in der UNESCO und 




Menschenrechtsbildung ist als integraler Bestandteil des Rechts auf Bildung31 selbst ein 
Menschenrecht und ein Schwerpunkt der UNESCO-Arbeit. Dabei soll 
Menschenrechtsbildung ganzheitlich betrachtet werden. Es soll also nicht nur inhaltlich 
gelehrt werden, was Menschenrechte bedeuten und beinhalten, sondern auch der 
Unterricht selbst und die Rahmenbedingungen sollen menschenrechtskonform sein (z.B. 
                                               
27 Sané, a.a.O. (Fn. 16), S. 3 (10). 
28 UNESCO/General Conference, 32C/57, a.a.O. (Fn. 2), S. 3ff., §§12-16. 
29 UNESCO/General Conference, 32C/57, ebda., S. 5f., §§19-23. 
30 UNESCO/General Conference, 32C/57, ebda., S. 6ff., §§24-29. 
31 u.a. festgeschrieben in Art. 26 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 8). 
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angemessenes Schulgebäude, menschenrechtskonforme Lehrmethoden). Ziel laut Strategie 
ist die Etablierung und Überwachung von Menschenrechtsbildung in nationalen 
Bildungssystemen. Als Mittel werden u.a. die Unterstützung bei der Durchsetzung 
nationaler Menschenrechtsprojekte, die Überwachung von Maßnahmen zur 
Menschenrechtsbildung innerhalb der Mitgliedstaaten, die Anpassung von Textbüchern, die 
Ausbildung von Lehrern und das Erstellen von Richtlinien und Forschungen zur 
Menschenrechtsbildung genannt.  
 
d) Stärkung von Partnerschaften32 
 
Ein weiteres Ziel, das in der UNESCO-Strategie zum Schutz der Menschenrechte genannt 
wird, ist die Stärkung von Partnerschaften u.a. mit Mitgliedstaaten der UNESCO, mit 
nationalen Menschenrechtsinstituten, den UNESCO-Lehrstühlen, den nationalen UNESCO-
Kommissionen und insbesondere mit dem Büro des Hohen Kommissars der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte. Diese Zusammenarbeit soll u.a. durch gemeinsame Projekte 
und Kooperationsvereinbarungen realisiert werden. Auch soll Informationsmaterial zur 
Menschenrechtsarbeit der UNESCO verbreitet werden. 
 
e) Standard-Setting und Monitoring33 
 
Eine besondere Stellung innerhalb der Menschenrechtsarbeit der UNESCO nehmen die 
Normsetzungstätigkeiten (Standard-Setting) sowie die Verfahren zur Überwachung der 
Implementierung und Einhaltung menschenrechtlicher Verpflichtungen der Mitgliedstaaten 
(sog. Monitoring-Verfahren) ein. Ziel laut Strategie ist in diesem Bereich die universelle 
Wirkung sowie eine größere Effektivität der UNESCO-Menschenrechtsinstrumente. Dafür 
sollen bestehende Übereinkommen besser verbreitet werden, um eine größere Ratifikation 
zu erreichen, sowie neue Instrumente entwickelt werden. Auch sollen die Staaten, die 
Übereinkommen implementieren wollen, von der UNESCO besser unterstützt werden. Ein 
weiteres Ziel ist die Verbesserung der Effizienz der bestehenden Monitoring-Verfahren. Um 





Obwohl die Strategie der UNESCO zum Schutz der Menschenrechte auf lediglich 13 Seiten 
beschrieben wird, umfasst sie alle Tätigkeitsbereiche der UNESCO. Durch die Strategie wird 
die allgemein anerkannte und in der Verfassung und den Mittelfristigen Strategien 
festgelegte Verantwortlichkeit der UNESCO für den Schutz der Menschenrechte 
konkretisiert, es werden die menschenrechtlichen Aktivitäten und Verpflichtungen in den 
verschiedenen Arbeitsbereichen der Organisation aufgezeigt und in einem gemeinsamen 
Dokument niedergeschrieben. Dies erleichtert es, einen Überblick über die Tätigkeiten der 
UNESCO im Menschenrechtsbereich und eine Einschätzung von eventuellen Problemen 
und Hindernissen zu erhalten. Durch das Dokument wird zudem das zukünftige Vorgehen 
der Organisation im Bereich des Menschenrechtsschutzes beschrieben. Jedoch sind m.E. 
viele in der Strategie genannten Ziele und Mittel sehr allgemein gehalten und beschreiben 
                                               
32 UNESCO/General Conference, 32C/57, a.a.O. (Fn. 2), S. 10ff., §§39-45. 
33 UNESCO/General Conference, 32C/57, ebda., S. 8ff., §§30-38. 
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wenige konkrete Maßnahmen. Zudem werden keine Zuständigkeiten festgelegt, was eine 
Umsetzung erschwert. Die UNESCO-Strategie zum Schutz der Menschenrechte beinhaltet, 
wie bereits erwähnt, keine Verpflichtungen für die Mitgliedstaaten, sondern bindet lediglich 
die Organisation und ihre Organe. Die Staaten selbst werden damit nur indirekt verpflichtet, 
nämlich durch die auf der Strategie basierenden Maßnahmen.  
Der Erlass der Strategie durch die UNESCO ist dennoch ein wichtiger Meilenstein. Obwohl 
die Organisation für Bildung, Wissenschaft und Kultur zuständig ist, wird ausdrücklich und 
mehrfach betont, dass Menschenrechte eine wichtige Rolle für ihre Arbeit spielen. Die 
Strategie macht damit deutlich, dass die Förderung der Menschenrechte für eine 
erfolgreiche Arbeit der UNESCO unerlässlich und in jedem der Arbeitsbereiche der 





4. UMSETZUNG DER UNESCO-STRATEGIE ZUM SCHUTZ DER 
MENSCHENRECHTE 
 
Seit ihrer Gründung am 16.11.1945 hat die UNESCO zahlreiche Aktivitäten unternommen, 
um Menschenrechte zu realisieren. So war die Organisation beispielsweise an der 
Ausarbeitung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 aktiv beteiligt und 
hat durch Bildungsprogramme, Forschungen und das Verfassen von Übereinkommen, 
Erklärungen und Empfehlungen zu ihrer Verwirklichung beigetragen.34 Im folgenden 
Abschnitt dieser Arbeit sollen beispielhaft einige menschenrechtliche Aktivitäten der 
Organisation zu den in der Strategie genannten Tätigkeitsbereichen beschrieben werden. 
Grundlage dieser Darstellung ist der im Jahr 2010 veröffentlichte „Report by the Director-
General on specific matters, Part I: Implementation of UNESCO’s strategy on human rights 
[…]“ (185 EX/6).35 In diesem Dokument berichtet der Generaldirektor über Maßnahmen und 
Tätigkeiten, welche die UNESCO unternommen hat, um die Strategie zum Schutz der 
Menschenrechte umzusetzen. Zusätzlich werden noch weitere Quellen über die 
menschenrechtliche Arbeit der UNESCO bei der Betrachtung herangezogen. Die 
Beschreibung erfolgt dabei auszugsweise.  
 
4.1 Beispiele für menschenrechtliche Aktivitäten der UNESCO 
 
a) im Bereich Human Rights Mainstreaming 
 
Im Bereich Human Rights Mainstreaming betont der Generaldirektor, dass die UNESCO 
bereits Mitarbeiterschulungen zu menschenrechtlichen Themen durchgeführt hat36, welche 
in der Strategie als Voraussetzung für die Einbeziehung von Menschenrechten in alle 
Aktivitäten der UNESCO genannt werden. Zudem wurde in der Mittelfristigen Strategie für 
2008 – 2013 festgelegt, dass „the Organization will pursue in all its fields of competence a 
human rights-based approach to programming“37. Weitere Maßnahmen wurden vom 
Generaldirektor in seinem Report (185 EX/6) nicht beschrieben. Stattdessen wurde eine 
neue Strategie zur Umsetzung des Human Rights Mainstreaming vorgestellt.38 
 
b) im Bereich der Förderung von Forschung und Wissensweitergabe 
 
Die UNESCO hat u.a. am General Comment Nr. 21 zum Recht auf Teilhabe am kulturellen 
Leben von 2009 des Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
mitgearbeitet.39 Darin wurden Standards für die Überprüfung dieses Rechts vor dem 
Ausschuss festgelegt.40 Des Weiteren hat die UNESCO zahlreiche Studien und 
wissenschaftliche Arbeiten zu kulturellen Rechten veröffentlicht.41 Ein Beispiel ist das sog. 
„Venice Statement on the Right to Enjoy the Benefits of Scientific Progress and its 
                                               
34 Hüfner, MRM 17/2012, S. 97 (111). 
35 UNESCO/Executive Board, Report by the Director-General on specific matters, Part I: Implementation of 
UNESCO’s strategy on human rights and the integrated strategy to combat racism, discrimination, xenophobia 
and related intolerance (185 EX/6), 13.08.2010.  
36 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, ebda., S. 4, §14. 
37 UNESCO, 34 C/4, a.a.O. (Fn. 7), S. 8, §6. 
38 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, a.a.O. (Fn. 35), S. 4, §14f. 
39 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, ebda., S. 1, §3. 
40 United Nations Economic and Social Council, General Comment No. 21 (E/C.12/GC/21), 21.12.2009. 
41 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, a.a.O. (Fn. 35), S. 1, §3. 
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Application”42, das in Zusammenarbeit mit dem Irish Centre for Human Rights und dem 
Amsterdam Centre for International Law veröffentlicht wurde. Es qualifiziert den Inhalt und 
die Verpflichtungen, die sich aus dem Recht ergeben. Zudem forscht die UNESCO zur 
Justiziabilität von wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechten.43  
 
c) im Bereich Menschenrechtsbildung44 
 
Im Bereich der Menschenrechtsbildung spielt die UNESCO eine bedeutende Rolle, 
insbesondere bei der Durchsetzung des Aktionsprogramms „Bildung für Alle“ von 2000, 
durch das sich 164 Staaten darauf geeinigt haben, bis zum Jahr 2015 gewisse Bildungsziele 
zu erreichen. Die UNESCO entwickelt außerdem Unterrichtsmaterialien, die den 
Mitgliedstaaten zur Verfügung gestellt werden, sowie Veröffentlichungen zum Thema 
Menschenrechte. Ein Beispiel ist das Buch „Human Rights: questions and answers“45, das 
in 35 Sprachen erhältlich ist und ständig erneuert und angepasst wird.  
 
d) im Bereich der Stärkung von Partnerschaften46 
 
Die UNESCO konnte laut Aussage des Generaldirektors u.a. die Zusammenarbeit mit dem 
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte und dem 
Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Recht stärken.47 Auch Partnerschaften 
mit Akteuren aus der Zivilgesellschaft und Forschungseinrichtungen konnten durch die 
Zusammenarbeit im Rahmen des 60jährigen Jubiläums der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte im Jahr 2008 gestärkt werden. Zudem wurde ein neuer strategischer 
Ansatz zur Einbindung der UNESCO-Lehrstühle entwickelt. 
 
e) im Bereich Standard-Setting und Monitoring 
 
Die UNESCO kann durch Übereinkommen (auch: Konventionen), Empfehlungen und 
Erklärungen neue Normen und Standards setzen, um so ihre Ziele zu erreichen.48 
Übereinkommen sind internationale Verträge zwischen den Mitgliedstaaten und besitzen 
eine rechtliche Bindungswirkung. Alle Staaten, die ein Übereinkommen ratifiziert haben, sind 
an dessen Inhalte rechtlich gebunden.49 Empfehlungen hingegen verpflichten die einzelnen 
Länder nicht rechtlich, legen jedoch Grundsätze fest, an denen sich die Staaten bei ihrer 
eigenen Normsetzung bzw. Politik orientieren sollen.50 Erklärungen sind ebenfalls rechtlich 
nicht verbindlich. Sie dienen insbesondere dazu, die Bedeutung eines bestimmten Themas 
für die UNESCO und ihre Mitgliedstaaten zu verdeutlichen und allgemeine Richtlinien 
festzulegen.51 Insgesamt hat die UNESCO über 80 Völkerrechtsinstrumente erlassen.52  
                                               
42 UNESCO, The Right to Enjoy the Benefits of Scientific Progress and its Applications, 2009, S. 13ff. 
43 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, a.a.O. (Fn. 35), S. 1, §3. 
44 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, ebda., S. 2, §6. 
45 s. z.B. Levin, Human Rights – questions and answers, 5th edition, 2009. 
46 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, a.a.O. (Fn. 35), S. 3, §12. 
47 Informationen zum Hohen Kommissar für Menschenrechte, s. United Nations/General Assembly, Resolution 
A/RES/48/141 v. 20.12.1993. 
48 Winkler, NVwZ – Extra 12/2009, S. 3 (6). 
49 Hüfner/Reuther, in: Hüfner/Reuther, UNESCO-Handbuch, 2005, S. 315 (328). 
50 Winkler, NVwZ – Extra 12/2009, S. 4 (6). 
51 Winkler, ebda., S. 4 (6). 
52 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 15), S. 15. 
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Für die Betrachtung der menschenrechtlichen Arbeit der UNESCO ist diese Tatsache 
deshalb relevant, da viele der erlassenen Völkerrechtsinstrumente die Rechte der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte bzw. anderer Menschenrechtsinstrumente 
verbindlich gestalten.53 So wurde beispielsweise das Recht, frei am kulturellen Leben der 
Gemeinschaft teilzunehmen (Art. 27 AEMR) durch die 1976 erlassene Empfehlung über die 
Teilnahme und Mitwirkung aller Bevölkerungsschichten am kulturellen Leben54 
ausdifferenziert. Das Übereinkommen gegen Diskriminierung im Bildungswesen55 (1960) 
betont die Bedeutung des Rechts auf Bildung für jeden (Art. 26 AEMR). 
Eine Überprüfung der von der UNESCO erlassenen Völkerrechtsinstrumente erfolgt durch 
den Ausschuss für Übereinkommen und Empfehlungen (Committee on Conventions and 
Recommendations), der durch Staatenberichtsverfahren und Individualbeschwerdeverfahren 
die Implementierung und Einhaltung der Verpflichtungen der Staaten überprüft.56 Diese sog. 





Die Aufzählung einiger menschenrechtlicher Aktivitäten der UNESCO zeigt, dass diese breit 
gefächert sind und Menschenrechte in jedem Arbeitsbereich der Organisation berücksichtigt 
werden. Auch wenn schwer abzugrenzen ist, welche Tätigkeiten tatsächlich aufgrund der 
erlassenen Strategie zum Schutz der Menschenrechte unternommen wurden, so zeigt sich 
eindeutig, dass die darin festgeschriebenen Ziele nicht vollständig erreicht sind. 
Insbesondere im Bereich des Human Rights Mainstreaming besteht noch Handlungsbedarf, 
weshalb in dem Dokument 185 EX/6 des Generaldirektors eine erweiterte Strategie 
festgelegt werden musste.57 Ein großes Problem bei der Umsetzung menschenrechtlicher 
Maßnahmen ist zudem das Fehlen einer übergeordneten Instanz innerhalb der UNESCO, die 
für den Schutz der Menschenrechte verantwortlich ist und die Aktivitäten koordiniert.58 
Schwerpunkte der menschenrechtlichen Aktivitäten der UNESCO sind m.E. ihre Bildungs- 
und Forschungsprogramme, und insbesondere auch ihre Normsetzungstätigkeit und die 
Monitoring-Verfahren. Gerade auf dem Gebiet der kulturellen Rechte gibt es noch 
Konkretisierungsbedarf, der durch den Erlass von Übereinkommen, Empfehlungen oder 
Erklärungen gedeckt werden kann. 
Kritisch anzumerken ist außerdem die Tatsache, dass der Bericht des Generaldirektors zur 
Umsetzung der UNESCO-Strategie zum Schutz der Menschenrechte (185 EX/6) lediglich 5 
Seiten umfasst. Auf diesen wenigen Seiten werden vor allem die erfolgreichen Maßnahmen 
beschrieben, es fehlt an einer kritischen Auseinandersetzung mit Fehlern und Problemen bei 
der Umsetzung sowie an Verbesserungsvorschlägen.  
 
  
                                               
53 Hüfner, ebda., S. 15. 
54 UNESCO/General Conference, Recommendation on Participation by the People at Large in Cultural Life and their 
Contribution to it v. 26.11.1976. 
55 UNESCO/General Conference, Convention against discrimination in education v. 14.12.1960. 
56 Hüfner, MRM 17/2012, S. 98 (111). 
57 UNESCO/Executive Board, 185 EX/6, a.a.O. (Fn. 35), S. 4, §14f. 
58 Hüfner, MRM 17/2012, S. 97 (111). 
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5. MONITORING-VERFAHREN DER UNESCO 
 
Zur Überwachung der menschenrechtlichen Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hat die 
UNESCO den Ausschuss für Übereinkommen und Empfehlungen errichtet. Im folgenden 
Abschnitt wird zunächst auf die Entstehung und Entwicklung des Ausschusses eingegangen 
bevor anschließend die beiden Monitoring-Verfahren – das Staatenberichtsverfahren und das 
Individualbeschwerdeverfahren – vorgestellt werden. 
 
5.1 Der Ausschuss für Übereinkommen und Empfehlungen 
 
Der Ausschuss für Übereinkommen und Empfehlungen (im Folgenden: CR-Ausschuss) 
wurde 1965 vom Exekutivrat der UNESCO als Sonderausschuss etabliert. Zu Beginn 
beschränkte sich seine Zuständigkeit auf das Staatenberichtsverfahren für das 
Übereinkommen59 und die Empfehlung60 gegen Diskriminierung im Bildungswesen (beide 
1960), weshalb er zunächst „Sonderausschuss über Diskriminierung im Bildungswesen“ 
genannt wurde. 1970 wurde er in „Ausschuss für Übereinkommen und Empfehlungen im 
Bildungswesen“ umbenannt. Im Jahr 1978 wurde das Mandat des Ausschusses um das 
Individualbeschwerdeverfahren erweitert und sein Name in „Ausschuss für Übereinkommen 
und Empfehlungen“ geändert.61 Auch die Zuständigkeit des CR-Ausschusses für das 
Staatenberichtsverfahren wurde erweitert. Seit 1978 überprüft er zusätzlich die 
Staatenberichte zum Übereinkommen und der Empfehlung über Maßnahmen zum Verbot 
und zur Verhütung der unzulässigen Einfuhr, Ausfuhr und Übereignung von Kulturgut (1970 
bzw. 1964)62, seit 1983 die Berichte zur überarbeiteten Empfehlung zur technischen und 
beruflichen Bildung63 (2001).64 Das Mandat wurde so bis heute auf zahlreiche 
Völkerrechtsinstrumente ausgeweitet.65  
Der CR-Ausschuss ist kein Expertengremium, sondern besteht derzeit aus 30 
Regierungsvertretern.66 Er hat zwei Aufgaben: die Überwachung der Einhaltung der 
Übereinkommen und Empfehlungen der UNESCO im Staatenberichtsverfahren und das 
Individualbeschwerdeverfahren, in dessen Rahmen Einzelfälle von Menschen-
rechtsverletzungen untersucht werden.67 Diese beiden sog. Monitoring-Verfahren sollen im 
Folgenden genauer dargestellt und analysiert werden. 
 
  
                                               
59 UNESCO/General Conference, Convention against discrimination in education v. 14.12.1960. 
60 UNESCO/General Conference, Recommendation against Discrimination in Education v. 14.12.1960.  
61 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 15), S. 21. 
62 UNESCO/General Conference, Convention on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Import, Export 
and Transfer of Ownership of Cultural Property v. 14.11.1970; UNESCO/General Conference, Recommendation 
on the Means of Prohibiting and Preventing the Illicit Export, Import and Transfer of Ownership of Cultural 
Property  v. 19.11.1964. 
63 UNESCO/General Conference, Revised Recommendation concerning Technical and Vocational Education v. 
02.11.2001. 
64 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 15), S. 22. 
65 Für eine komplette Liste, s. United Nations/Executive Board, Proposals by the Committee on Conventions and 
Recommendations on the conditions and procedures applicable to the examination of questions relating to the 
implementation of UNESCO’s standard-setting instruments, 164 EX/23, Annex B, 08.04.2002. 
66 UNESCO, Committee on Conventions and Recommendations, 2012 edition, (189 EX/Brochure CR CLD 105.12), 
S. 5, § 1. 







Grundlage des Staatenberichtsverfahrens ist Artikel VIII der UNESCO-Verfassung. Dieser 
besagt:  
„Jeder Mitgliedstaat berichtet der UNESCO regelmäßig in einer von der 
Generalkonferenz zu bestimmenden Form [...] über Maßnahmen, die er aufgrund der [...] 
Empfehlungen und Übereinkommen getroffen hat“. 
In zahlreichen Entscheidungen der Generalkonferenz wurde das Verfahren ausdifferenziert. 
So wurde u.a. entschieden, dass der CR-Ausschuss nur für diejenigen völkerrechtlichen 
Instrumente zuständig ist, für die kein eigenes Vertragsorgan etabliert wurde.68 Für 
Übereinkommen gilt dabei die Berichtspflicht nur für Staaten, die das Übereinkommen 






In der Entscheidung 177 EX/Decision 35 I des Exekutivrates von 2007 wurde das folgende 
Mehrebenen-Verfahren festgelegt:70  
Zunächst wird vom Sekretariat der UNESCO für jedes Übereinkommen bzw. Empfehlung ein 
Fragebogen erstellt, der vom Exekutivrat überprüft und verabschiedet werden muss. 
Basierend auf diesem Fragebogen sowie auf festgelegten Leitlinien reichen die Staaten ihre 
Informationen zur Umsetzung des jeweiligen Übereinkommens bzw. der Empfehlung ein.  
Das Sekretariat der UNESCO fasst diese Informationen in einem sog. analytischen Bericht 
zusammen. Für die Berichte zur Umsetzung der Empfehlungen dürfen auch Informationen 
von NGOs, UNESCO-Nationalkommissionen oder anderen Partnern herangezogen werden. 
Der zusammengefasste Bericht wird dem CR-Ausschuss vorgelegt, der dazu Kommentare 
und Empfehlungen abgeben kann. Im nächsten Schritt erfolgt eine Weiterleitung an den 
Exekutivrat, der ebenfalls eine Stellungnahme abgeben kann. Der Exekutivrat kann dabei 
vom Sekretariat die einzelnen Staatenberichte anfordern, um Situationen besser betrachten 
zu können. Zuletzt wird der Bericht mit sämtlichen Empfehlungen und Stellungnahmen der 
Generalkonferenz vorgelegt, die wiederum eine Stellungnahme, Entscheidung oder 
Empfehlung abgibt.  
 
c) Probleme und Kritik 
 
Ein allgemeines Problem für die Arbeit der UNESCO ist der niedrige Ratifikationsstand vieler 
Übereinkommen. Da nur die Staaten zur Berichtserstellung zu Übereinkommen verpflichtet 
sind, die diese ratifiziert haben, wirkt sich dies negativ auf das Staatenberichtsverfahren aus. 
So wurde beispielsweise das Übereinkommen gegen Diskriminierung im Bildungswesen 
                                               
68 UNESCO, Committee on Conventions and Recommendations, a.a.O. (Fn. 66), S. 7, §7. 
69 Hüfner, MRM 17/2012, S. 99 (111). 
70 Vereinfachte Darstellung; für den kompletten Ablauf vgl. UNESCO/Executive Board, Specific multi-stage 
procedure for the monitoring of the implementation of UNESCO conventions and recommendations for which no 
specific institutional mechanism is provided (177 EX/Decision 35 I), 30.11.2007, Annex. 
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von lediglich etwas mehr als der Hälfte der Mitgliedstaaten der UNESCO ratifiziert71, der 
Konvention zur beruflichen Bildung sind nur 17 Staaten beigetreten72.  
Ein weiteres großes Problem des Staatenberichtsverfahrens ist die geringe Berichtsmoral 
der Staaten. Theoretisch sollen alle vier Jahre Informationen über Umsetzungsmaßnahmen 
eingereicht werden,73 in der Praxis werden viele Berichte jedoch verspätet oder gar nicht 
abgegeben.74 Ein Beispiel ist die Berichtserstellung zur Empfehlung über die Erziehung zu 
internationaler Verständigung und Zusammenarbeit und zum Frieden sowie die Erziehung 
zur Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten. Für das Berichtsverfahren im Jahr 
2001 hatten lediglich 33 der damals 185 Mitgliedstaaten den ausgefüllten Fragebogen 
eingereicht, das entspricht 17,8%.75 Von den wenigen eingereichten Berichten der Staaten 
sind zudem viele sehr allgemein gehalten und treffen keine Aussagen über konkrete 
Umsetzungsmaßnahmen der Staaten.76  
Kritisiert wird außerdem, dass durch die Zusammenfassung der eingereichten Berichte 
durch das UNESCO-Sekretariat, viele Informationen verloren gehen und so die 
Gesamtsituation zur Umsetzung der Übereinkommen und Empfehlungen unzureichend 
dargestellt wird.77 Auch hält sich das Sekretariat damit zurück, Staaten explizit für 
mangelhafte Berichte zu kritisieren.78 Zudem werden im Verfahren nicht die Staaten einzeln 
betrachtet, sondern gemeinsam, was konkrete Aussagen zu Staaten unmöglich macht. 
Während des Verfahrens sind keine Nachfragen bei Regierungsvertretern möglich, um 
eventuelle Unklarheiten zu beseitigen. Aus diesem Grund wurde 2007 festgelegt, dass 
zumindest der Exekutivrat auf Wunsch die Einzelberichte der Staaten vom Sekretariat 
anfordern kann.79 Kritisiert wird zudem immer wieder, dass der CR-Ausschuss nicht aus 
Experten besteht, sondern aus Regierungsvertretern. Dies führt zu einer hohen Fluktuation 






In der Resolution 19C/Res. 12.1 von 1976 ersuchte die Generalkonferenz der UNESCO  
„the Director-General and the Executive Board [...] to study the procedures which should 
be followed in the examination of cases and questions which might be submitted to 
UNESCO concerning the exercise of human rights in the spheres to which its 
competence extends, in order to make its action more effective”81.  
                                               
71 Stand vom 17.02.2013: 100 Ratifikationen (von 195),  
s. http://www.unesco.org/eri/la/convention.asp?KO=12949&language=E (17.02.2013). 
72 Stand vom 17.02.2013, s. http://www.unesco.org/eri/la/convention.asp?KO=13059&language=E (17.02.2013). 
73 UNESCO/Executive Board, 177 EX/Decision 35 I, a.a.O. (Fn. 70), S. 8, § 10. 
74 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 15), S. 26. 
75 Hüfner, ebda., S. 26. 
76 Hüfner, MRM 17/2012, S. 100 (111). 
77 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 15), S. 29. 
78 Hüfner, MRM 17/2012, S. 101 (111). 
79 UNESCO/Executive Board, 177 EX/Decision 35 I, a.a.O. (Fn. 70), Annex, S. 2. 
80 Hüfner, MRM 17/2012, S. 101 (111). 
81 UNESCO/General Conference, Records of the General Conference, 19th session, Volume 1 – Resolutions, 
November 1976, S. 84-87, S. 86, § 10b. 
 
14 
Basierend auf dieser Resolution verabschiedete der Exekutivrat der UNESCO am 26. April 
1978 die Entscheidung 104 EX/3.3.82, welche die Grundlage des 
Individualbeschwerdeverfahrens bildet. Damit ist das Individualbeschwerdeverfahren der 
UNESCO rechtlich einzigartig. Es basiert nämlich nicht, wie andere 
Menschenrechtsverfahren der Vereinten Nationen und wie auch das 
Staatenberichtsverfahren, auf einem völkerrechtlichen Vertrag,83 sondern auf der 
Entscheidung eines der Organe der Organisation.84  
In der Entscheidung wurde festgelegt, dass  
"the Committee will continue to carry out its functions with respect to conventions and 
recommendations and will consider communications received by the Organization 
concerning cases and questions of violations of human rights within UNESCO’s fields of 
competence”85.  
Damit kann gegen jeden der 195 Mitgliedstaaten der UNESCO Beschwerde erhoben 
werden, ohne dass dieser einen Menschenrechtsvertrag anerkannt bzw. ratifiziert haben 
muss. 
Beschwerden, die im Rahmen dieses Verfahrens eingereicht werden, werden Mitteilungen 
(„communications“) genannt. Diese können von jeder Person, die Opfer einer Verletzung 
der in den Tätigkeitsbereich der UNESCO fallenden Menschenrechte geworden ist, und 
jeder Person, Personengruppe oder NGO, die ausreichende und zuverlässige Informationen 
über solch eine Verletzung besitzt, eingereicht werden.86 Zu den Rechten, die in den 
Tätigkeitsbereich der UNESCO fallen, gehören insbesondere das Recht auf Bildung (Art. 26 
AEMR), das Recht auf Teilhabe am kulturellen Leben (Art. 27 AEMR), das Recht auf Teilhabe 
am wissenschaftlichen Fortschritt (Art. 27 AEMR), das Recht auf Information und die 
Meinungsfreiheit (Art. 19 AEMR). Aber auch andere Menschenrechte können Inhalt einer 
Mitteilung sein, wenn sie in Zusammenhang mit der Arbeit der UNESCO stehen. Diese sind 
beispielsweise das Recht auf Gedankens- und Gewissensfreiheit (Art. 18 AEMR), das Recht 
auf Schutz der geistigen und materiellen Interessen aufgrund von Urheberschaft (Art. 27 II 
AEMR) oder das Recht, sich friedlich zu versammeln (Art. 20 AEMR).87 
Für die Untersuchung von Individualbeschwerden kann die UNESCO sämtliche 
internationale Menschenrechtsdokumente, insbesondere die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte, den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte und den 
Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, heranziehen.88  
  
                                               
82 UNESCO/Executive Board, Study of the procedures which should be followed in the examination of cases and 
questions which might be submitted to the UNESCO concerning the exercise of human rights in the spheres of 
its competence, in order to make its actions more effective: report of the working party of the Executive Board 
(104 EX/3.3), 03.03.1978. 
83 z.B. Das Staatenberichtsverfahren der UNESCO ist in Art. VIII der Verfassung festgelegt. Der 
Menschenrechtsausschuss der Vereinten Nationen, der für die Überwachung des Internationalen Paktes über 
bürgerliche und politische Rechte zuständig ist, wurde durch Art. 28 des Paktes etabliert. Für die Überwachung 
des Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (1966) ist gem. dessen Art. 16 der Wirtschafts- und 
Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC), der diese Aufgabe dem UN-Ausschuss für wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte (Sozialpakt-Ausschuss) übertragen hat. 
84 Hüfner, MRM 17/2012, 103 (111). 
85 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3. a.a.O. (Fn. 82), § 14. 
86 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3, ebda., § 14a (ii). 
87 UNESCO, Committee on Conventions and Recommendations, a.a.O. (Fn. 66), S. 18f., § 27. 





Eine Beschwerde muss schriftlich im UNESCO-Sekretariat eingereicht werden. Daraufhin 
werden Informationen zum Verfahren und ein Formular an den Verfasser geschickt, das von 
diesem auszufüllen ist.90 Diese „Mitteilung“ wird dann zur Stellungnahme an die betroffene 
Regierung versendet. Gemeinsam mit der Erklärung der Regierung wird die Mitteilung dem 
CR-Ausschuss vorgelegt.  
Dieser untersucht zunächst, ob alle Zulässigkeitsvoraussetzungen erfüllt sind. Diese wurden 
vom Exekutivrat in der Entscheidung 104 EX/3.3. festgeschrieben. Beispielsweise darf eine 
Mitteilung nicht anonym oder offensichtlich unbegründet sein, sie darf keine Beleidigungen 
enthalten, nicht allein auf Informationen aus den Massenmedien beruhen und muss 
innerhalb einer angemessenen Zeit nach dem Auftreten der Menschenrechtsverletzung 
eingereicht werden. Es sollte zudem mitgeteilt werden, ob ein Versuch unternommen 
worden ist, den innerstaatlichen Rechtsweg zu nutzen, eine Ausschöpfung ist jedoch nicht 
erforderlich.  
Wird die Mitteilung als zulässig erachtet, wird sie in der nächsten Sitzung des CR-
Ausschusses inhaltlich untersucht. Zu dieser inhaltlichen Überprüfung wird die betroffene 
Regierung eingeladen, um weitere Informationen zu geben und Stellung nehmen zu können. 
Der Beschwerdeführer hingegen darf nicht anwesend sein, sondern wird lediglich über die 
Verhandlungen informiert und gegebenenfalls aufgefordert weitere Informationen 
einzureichen. Der CR-Ausschuss trifft seine Entscheidung entweder noch in der Sitzung 
oder, sollten noch Informationen fehlen, vertagt diese auf die nächste Sitzung.  
Es findet in diesem Verfahren prinzipiell keine Weiterleitung an den Exekutivrat statt. 
Lediglich Fälle von systematischen, massiven Menschenrechtsverletzungen, wie Genozid, 
Apartheid oder basierend auf Rassismus, sollen vom Exekutivrat und der Generalkonferenz 




Das Individualbeschwerdeverfahren weist neben seiner rechtlichen Einzigartigkeit noch 
weitere Besonderheiten auf. Zum Beispiel sind die Verhandlungen vertraulich, finden also 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit statt.91 Dies steht im Zusammenhang mit dem Prinzip 
der UNESCO auf internationale Zusammenarbeit zu setzen, statt auf eine Verurteilung des 
Staates. Dies wurde in der Entscheidung EX 104/3.3. betont:  
„In matters concerning human rights within its fields of competence, UNESCO, basing 
its efforts on moral considerations and its specific competence, should act in a spirit of 
international cooperation, conciliation and mutual understanding; and recalling that 
UNESCO should not play the role of an international judicial body”92.  
Und auch in den Berichten des Ausschusses wird deutlich gemacht, dass  
“in exercising its mandate, the Committee endeavoured, for humanitarian reasons, to 
establish a dialogue with the governments concerned in order to consider with them 
                                               
89 Verfahrensablauf, s. UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3., ebda., § 14 b. 
90 Formular, s. UNESCO, Committee on Conventions and Recommendations, a.a.O. (Fn. 66), S. 52ff. 
91 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3., a.a.O. (Fn. 82), § 14 c. 
92 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3., ebda., § 7. 
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what might be done to promote human rights falling within the competence of UNESCO 
by seeking an amicable solution to cases brought to its attention”93.  
Ziel des Individualbeschwerdeverfahrens ist also keine Verurteilung des Staates, sondern 
eine Verbesserung der Situation des oder der Betroffenen. Der CR-Ausschuss soll kein 
juristisches Organ sein. Von besonderer Bedeutung ist das Individualbeschwerdeverfahren, 
da es Staaten allein aus deren Mitgliedschaft in der UNESCO zur Einhaltung der 
Menschenrechte verpflichtet. Wie bereits erwähnt, muss ein Staat keinen 
menschenrechtlichen Vertrag anerkannt bzw. ratifiziert haben, um von einer Mitteilung 
betroffen zu sein.94  
Im Vergleich zu den anderen Individualbeschwerdeverfahren der Vereinten Nationen ist 
zudem keine Ausschöpfung des innerstaatlichen Rechtsweges erforderlich, damit eine 
Beschwerde als zulässig erachtet wird.95 Auch muss der Verfasser einer Mitteilung nicht 
zwangsläufig das Opfer der Menschenrechtsverletzung sein.96 Bei den Verfahren vor dem 
Ausschuss für Menschenrechte sowie vor dem Ausschuss für wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Rechte sind beide diese Voraussetzungen zu erfüllen.97 
Eine weitere Besonderheit des Verfahrens ist, dass nicht nur Einzelfälle, wie beispielsweise 
beim Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, sondern auch sogenannte „allgemeine 
Situationen“, also systematische Menschenrechtsverletzungen, Inhalt einer Mitteilung sein 
können.98 
 
d) Probleme und Kritik 
 
Kritisiert wird am Individualbeschwerdeverfahren u.a. die geografisch ungleiche Verteilung 
der Einzelfälle. Tatsächlich werden die meisten Fälle aus Asien und dem Pazifik eingereicht 
und nur wenige aus Europa. Dies kann sich jedoch durch den Erfolg des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte erklären lassen, an den sich Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen vorzugsweise wenden.99 Auch wird immer wieder 
hervorgebracht, Individualbeschwerdeverfahren seien keine Aufgabe der UNESCO, sondern 
der UN-Menschenrechtsrat solle für menschenrechtliche Fragen zuständig sein. Verfechter 
dieser Annahme sind insbesondere Staaten, die keine Individualbeschwerden zulassen (u.a. 
Malaysia, China und Indien).100 Vor dem Menschenrechtsrat können jedoch nur 
schwerwiegende und systematische Menschenrechtsverletzungen behandelt werden.101  
Im Bereich der Zulässigkeitsprüfung wurde darüber diskutiert, ob eine Beschwerde als 
zulässig erachtet werden sollte, wenn sie in einem anderen Verfahren innerhalb der 
Vereinten Nationen anhängig ist.102 Dabei wurde jedoch vom CR-Ausschuss hervorgebracht, 
eine gleichzeitige Behandlung sei „wegen des besonderen humanitären Charakters des 
                                               
93 UNESCO/Executive Board, Report of the Committee on Conventions and Recommendations, 155 EX/3 PRIV., § 
198, zitiert aus: UNESCO, Committee on Conventions and Recommendations, a.a.O. (Fn. 66), S. 15, § 16. 
94 Hüfner, MRM 17/2012, S. 103 (111); Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O (Fn. 15), S. 77. 
95 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3., a.a.O. (Fn. 82), § 14 a (ix). 
96 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3., ebda., § 14 a (ii). 
97 Art. 2 und Art. 5 II b des Zusatzprotokolls zum Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte; Art. 2 
und Art. 3 I des Zusatzprotokolls zum Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. 
98 UNESCO/Executive Board, 104 EX/3.3., a.a.O. (Fn. 82), § 10 b. 
99 Hüfner, MRM 17/2012, S. 107 (111). 
100 Hüfner, ebda., S. 109 (111). 
101United Nations/Human Rights Council, Institution-Building of the United Nations Human Rights Council, 
resolution 5/1, 18.06.2007, Annex, § 85. 
102UNESCO/Executive Board, Report of the Committee on Conventions and Recommendations, 156 EX/52, 
07.06.1999, S. 4, §9. 
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UNESCO-Verfahrens nicht inkompatibel“103. Zudem stellt auch hier die Tatsache, dass der 
CR-Ausschuss nicht aus Experten besteht ein Problem dar, weil dies zu einer steigenden 
Politisierung führt.104 Das gesamte Verfahren ist streng vertraulich. Der Ausschluss der 
Öffentlichkeit führt jedoch dazu, dass kein Druck durch die Öffentlichkeit aufgebaut werden 
kann.105 Dieser ist jedoch gerade im Bereich der Menschenrechte von besonderer 
Bedeutung, um Betroffenen zu helfen und Regierungen zu einer Verhaltensänderung zu 
drängen. 
 
5.4 Reformvorschläge für die Monitoring-Verfahren der UNESCO 
 
Die Probleme sowohl des Staatenberichtsverfahren als auch des 
Individualbeschwerdeverfahren und die zunehmende Kritik in den letzten Jahren machen 
deutlich, dass eine Reform der Arbeit der UNESCO im Bereich des Monitoring von 
Menschenrechtsverpflichtungen notwendig ist. Bereits 1994 haben sich die Autoren David 
Weissbrodt und Rose Farley mit diesem Thema auseinandergesetzt und einige 
Reformvorschläge gemacht. Da die Ideen auch heute noch aktuell sind, sollen einige im 
Folgenden dargestellt und bewertet werden.106 Der erste Vorschlag betrifft die 
Zusammensetzung des CR-Ausschusses. Die Autoren schlagen vor, er solle aus Experten 
statt aus Regierungsvertretern zusammengesetzt sein. M.E. würde durch so eine 
Zusammensetzung die inhaltliche Qualität der Entscheidungen und Maßnahmen des 
Ausschusses verbessert werden. Die Gefahr, dass Berichte oder Entscheidungen durch 
politische Motivationen beeinflusst werden, würde dadurch deutlich reduziert. Auch eine 
Verlängerung der Mandate der Mitglieder auf mehr als zwei Jahre, vorausgesetzt es sind 
Experten, würde m.E. die Arbeit des Ausschusses verbessern. Es müssten nicht ständig 
neue Mitglieder eingearbeitet werden und es könnte effektiver gearbeitet werden.  
Weiterhin schlagen die Autoren vor, dass im Rahmen des Individualbeschwerdeverfahrens 
auch die Beschwerdeführer zu den Sitzungen des Ausschusses eingeladen werden sollten, 
statt dies nur den Regierungsvertretern zu ermöglichen. Somit hätten beide Seiten die 
Möglichkeit, sich zu den Äußerungen der jeweils anderen Partei zu äußern. Dies würde den 
Zeitaufwand, noch extra Informationen einfordern zu müssen, verringern und zu einer 
Gleichberechtigung der Beteiligten beitragen. Zudem wird vorgeschlagen die 
Informationspolitik des Ausschusses zu verbessern, indem Ergebnisse veröffentlicht werden 
und so eine Prüfung der Effektivität ermöglicht wird. Auch wenn der Ausschluss der 
Öffentlichkeit für das Individualbeschwerdeverfahren hilfreich sein kann, ist einer 
nachträglichen Veröffentlichung der Ergebnisse m.E. zuzustimmen. Dies ermöglicht die 
Prüfung der Effektivität der Entscheidungen des Ausschusses und würde den Druck durch 
die Öffentlichkeit erhöhen, ohne dass die Gefahr besteht, dass das Verfahren „verrechtlicht“ 
wird. Für das Staatenberichtsverfahren wäre es sicherlich hilfreich sich an anderen 
Monitoring-Verfahren der Vereinten Nationen zu orientieren und die Staaten einzeln zu 
betrachten. Dafür müsste dem Ausschuss jedoch mehr Zeit für die Prüfung der Berichte zur 
Verfügung gestellt werden. Eine bessere Ratifikation der Übereinkommen ist zudem 
wesentlich für die Verbesserung des Staatenberichtverfahrens, ein Anpassung der Inhalte 
und Verpflichtungen deshalb notwendig. Obwohl die UNESCO mehrfach und deutlich 
betont, dass die Monitoring-Verfahren auf dem Prinzip der internationalen Zusammenarbeit 
                                               
103 Hüfner, MRM 17/2012, S. 108 (111). 
104 Hüfner, MRM 17/2012, S. 109 (111). 
105 Hüfner, UNESCO und Menschenrechte, a.a.O. (Fn. 15), S. 77. 
106 für weitere Informationen, s. Weissbrodt/Farley, Human Rights Quarterly, 1994, S. 410-414. 
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basieren und eine einvernehmliche, gütige Lösung gefunden werden soll107, sollte dennoch 
überlegt werden, ob die Verfahren nicht zu gewissen Konsequenzen führen sollten, um nicht 
völlig ineffektiv zu sein. Insbesondere sollten Schwachstellen und Fehler seitens der 





Die UNESCO hat durch die Etablierung der beiden Monitoring-Verfahren ihre Verpflichtung 
zum Schutz der Menschenrechte zum Ausdruck gebracht und umgesetzt.  
Insbesondere das Individualbeschwerdeverfahren ist einzigartig und besitzt viele 
Besonderheiten. Es ermöglicht es, Staaten zur Auseinandersetzung mit 
menschenrechtlichen Fragen zu bewegen, die nur wenige oder keine 
Menschenrechtsverträge unterzeichnet bzw. ratifiziert haben. Auch werden diejenigen 
Staaten verpflichtet, die sich sonst gegen Individualbeschwerden wehren. Betrachtet man 
die Monitoring-Verfahren werden jedoch auch schnell Schwachstellen und Probleme 
sichtbar, die behandelt werden müssen. Die andauernde Diskussion um die beiden 
Verfahren und die anhaltende Kritik durch die Mitgliedstaaten machen dies deutlich. Obwohl 
es bereits seit Jahren Reformvorschläge gibt und diese auch diskutiert wurden, wurde 
bisher nur wenig unternommen. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Besonderheiten des Individualbeschwerde-
verfahrens und die gleichzeitige Untersuchung von Staatenberichten durch die UNESCO die 
Monitoring-Tätigkeiten der Organisation sehr umfassend erscheinen lassen. Die Wirkung der 
Verfahren ist jedoch meist gering, da keine rechtlichen Verpflichtungen für die 
Mitgliedstaaten durchgesetzt werden können. Eine Umwandlung in ein juristisches oder 
quasi-juristisches Verfahren könnte jedoch zu Protesten der Mitgliedstaaten führen, da dies 
dem Prinzip der UNESCO widersprechen würde, im Geiste internationaler Zusammenarbeit 
tätig zu sein. Es scheint angemessen, weiterhin auf Kooperation zu setzen, da dies die 
Besonderheit der UNESCO-Verfahren ausmacht. Jedoch sollte dennoch überlegt werden, ob 
die Bereitschaft der Staaten, sich an dieser Zusammenarbeit auch zu beteiligen (z.B. durch 
regelmäßiges Einreichen der Staatenberichte) erhöht werden kann, indem klare 
Konsequenzen eingeführt werden. M.E. besitzen die beiden Monitoring-Verfahren der 
UNESCO gemeinsam eine einmalige Bedeutung für den Menschenrechtsschutz, die jedoch 
nur beibehalten werden kann, wenn Reformen durchgeführt werden, die die Effektivität und 
das Vertrauen in die Verfahren erhöhen. 
 
  
                                               
107 UNESCO/Executive Board, 155 EX/3 PRIV., a.a.O. (Fn. 93). 
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6. ZUSAMMENFASSUNG UND AUSBLICK 
 
Die Darstellung der UNESCO-Strategie zu Menschenrechten und ihrer Umsetzung hat 
gezeigt, dass die Organisation eindeutig eine Verantwortlichkeit für den Schutz der 
Menschenrechte besitzt und diese auch in jedem Bereich ihrer Arbeit von Bedeutung sind. 
Neben dem Recht auf Bildung, dem Recht auf Teilhabe am wissenschaftlichen Fortschritt, 
dem Recht, frei am kulturellen Leben der Gemeinschaft teilzunehmen, dem Recht auf 
Information und der Meinungsfreiheit fallen u.a. auch die Versammlungsfreiheit und die 
Gedankens- und Gewissensfreiheit in den Tätigkeitsbereich der UNESCO und sollen somit 
von der Organisation geschützt werden. Um diese Verpflichtung zu verdeutlichen, hat die 
UNESCO im Jahr 2003 ein Strategiepapier erlassen, das ihre zukünftigen Aktivitäten im 
Bereich des Menschenrechtsschutzes festlegen sollte. Tatsächlich ist die Strategie breit 
gefächert und betont die Verantwortung der UNESCO sich für den Menschenrechtsschutz 
einzusetzen. Jedoch ist sie teilweise zu allgemein gehalten und damit schwer umsetzbar.  
Bei der Betrachtung der menschenrechtlichen Aktivitäten der UNESCO wird deshalb schnell 
deutlich, dass diese zwar sehr umfangreich sind, die in der Strategie festgelegten Ziele 
jedoch noch nicht erreicht wurden. Insbesondere im Bereich der Normsetzung und des 
Monitoring konnte die UNESCO das Ziel, die Effektivität der Verfahren zu erhöhen, nicht 
erreichen.  
Die Etablierung sowohl eines Staatenberichtsverfahren als auch eines 
Individualbeschwerdeverfahren verdeutlicht den hohen Stellenwert, den die UNESCO den 
Menschenrechten einräumt und ist deshalb von besonderer Bedeutung für die Einschätzung 
der menschenrechtlichen Arbeit der Organisation. Jedoch weisen beide Verfahren 
Schwachstellen auf und sind Gegenstand anhaltender Kritik durch die Mitgliedstaaten. 
Insbesondere die Zusammensetzung des zuständigen Ausschusses (CR-Ausschuss) aus 
Regierungsvertretern statt aus Experten wird zunehmend kritisiert. Betrachtet man die 
Ergebnisse des Staatenberichtsverfahrens wird deutlich, dass die Motivation der Staaten, 
sich aktiv an den Verfahren zu beteiligen, indem beispielsweise die Berichte regelmäßig 
eingereicht werden und ausführlich sind, gering ist. Beide Verfahren haben keine rechtlichen 
Auswirkungen für die Mitgliedstaaten. Zudem finden sie unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
statt, was bewirkt, dass auch kein zivilgesellschaftlicher Druck auf die Staaten ausgeübt 
werden kann. Die Analyse der Probleme und der Kritik an den Verfahren macht deutlich, 
dass die erfolgreiche Beibehaltung der Verfahren nur möglich sein wird, wenn Reformen 
ernsthaft umgesetzt werden. Obwohl die Arbeit der UNESCO auf dem Prinzip internationaler 
Zusammenarbeit basiert, sollten Schwachstellen und Probleme deutlich angesprochen 
werden können. Es bleibt fraglich, welche Reformen innerhalb der Gegebenheiten möglich 
sind. Die Umwandlung in ein juristisches Verfahren beispielsweise widerspricht dem Prinzip 
der UNESCO auf internationale Zusammenarbeit zu setzen und ist deshalb m.E. 
unrealistisch. Eine Änderung der Zusammensetzung des CR-Ausschusses sowie eine 
verbesserte Zusammenarbeit mit anderen Menschenrechtsorganen der Vereinten Nationen 
sollten jedoch möglich sein. Eine Abschaffung der Verfahren ist m.E. keine Alternative, denn 
die UNESCO bleibt dem Menschenrechtsschutz verpflichtet und sollte in dem Bereich keine 
Rückschritte machen. Schließlich wurde deutlich, wie stark die Förderung von Bildung, 









„Die weite Verbreitung von Kultur und die Erziehung zu Gerechtigkeit, Freiheit 
und Frieden sind für die Würde des Menschen unerlässlich und für alle Völker 
eine höchste Verpflichtung“108. 
                                               
108 Verfassung der Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur v. 16.11.1945, 
a.a.O. (Fn. 1). 
